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Gemeinsame Stellungnahme der Freien Wählergemeinschaften im Kreis Minden-Lübbecke 
 
Finanzausschuss-Sitzung des Kreises Minden-Lübbecke am 14.11.23 
Top 2: Entwurf des Haushaltsplanes 2024 - Anhörung gem. § 55 Abs. 2 Satz 2 Kreisordnung NRW 

Sehr geehrter Herr Landrat Dogan, sehr geehrte Anwesende, 

ein wesentlicher Faktor für die finanzielle Schieflage des Kreises ist die desolate Finanzsituation der 
Mühlenkreiskliniken mit Verlusten von über 70 Mio. € in den Jahren 2023 bis 2027. 

Sie wollen 2024 mehr Geld ausgeben als Sie einnehmen und greifen für die 25 Mio. € Defizit auf die 
Ausgleichsrücklage zurück. Ihr Haushalt wird dadurch nur „fiktiv“ ausgeglichen, Sie vermeiden die 
Haushaltssicherung! 

Der Kreis will die MKK-Verluste 2023 bis 2027 anteilig übernehmen - insgesamt 48,5 Mio. €. Das wird die 
Ausgleichsrücklage nahezu vollständig verbrauchen und es droht erneut die Haushaltssicherung. Der Kreis 
plant eine Verdreifachung der Verschuldung auf 125 Mio. € bis 2027, zahlt aber jetzt noch Schulden in 
Millionenhöhe für die Mühlenkreiskliniken aus den Jahren 2010 und 2013 ab. 

In Haushaltsentwurf 2024 (Teil II, Anlagen, Seite 16) schreiben Sie: "Weder die für die finanzielle 
Sanierung der MKK erforderliche Kassenkreditaufnahme noch die ggfs. für die Mitfinanzierung von 
Baumaßnahmen der Mühlenkreiskliniken (z.B. Neubau eines Krankenhauses in Espelkamp) 
erforderliche weitere Kreditaufnahme sind in der Berechnung enthalten." 

Der Kreis ist nach eigener Aussage nicht in der Lage, die Verluste aus der Beteiligung an der MKK AöR 
dauerhaft zu tragen, plant aber bereits neue Investitionen im dreistelligen Millionenbereich. Wo bleiben die 
Wirtschaftlichkeitsberechnungen der MKK-Planungsvarianten mit einer schwarzen Null? Aus dem 
Haushaltsplanentwurf 2024, Seite 39: "Die MKK sollen sich möglichst schnell und nachhaltig 
finanziell sanieren und wieder schwarze Zahlen schreiben." 

Die geplante Erhöhung der Kreisumlage in Höhe von 6,14 bzw. 4,56 Prozentpunkte (nach ersten eigenen 
Konsolidierungsmaßnahmen ihrer Dezernate), das entspricht einer realen Erhöhung von 12,5 %, übersteigt 
bei weitem die finanzielle Leistungsfähigkeit sämtlicher Kommunen des Kreises Minden-Lübbecke. Bei 
einer Umsetzung dieser Erhöhung wären die Kommunen nicht mehr in der Lage, ihre übertragenen 
Aufgaben im Rahmen der Daseinsvorsorge weiterhin zu übernehmen. Diese Erhöhung würde unweigerlich 
zu einer Haushaltssicherung in fast allen Kommunen des Kreises Minden-Lübbecke führen. 

Daher fordern wir Sie auf, zunächst konsequent im eigenen Haus weitere Einsparmöglichkeiten 
festzustellen und umzusetzen, bspw. auch nach Prüfung Einsparungen bei den freiwilligen Leistungen 
vorzunehmen. 

Die hier unterzeichnenden Wählergemeinschaften lehnen den Haushaltsentwurf 2024 sowie die von Ihnen 
vorgeschlagene Kreisumlage ab. Wir fordern Sie auf, für die Mühlenkreiskliniken ein Sanierungskonzept 
mit einer schwarzen Null vorzulegen.  
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